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31. Auszug aus dem Urteil der I. öffentlichrechtlichen Abteilung vom 24. März 1997 i.S. VCS gegen Winterthur-
Versicherungen, Stadtrat Schlieren, Regierungsrat und Verwaltungsgericht des Kantons Zürich (Verwaltungs-
gerichtsbeschwerde)
Regeste (de):
Anordnung emissionsmindernder Massnahmen im Baubewilligungsverfahren (Art. 11 Abs. 2 und Abs. 3 USG,
Art. 12 USG und Art. 44a USG; Art. 18 LRV, Art. 19 LRV und Art. 31 ff. LRV).

Beurteilungsgrundlagen: Regelung in USG und LRV (E. 2a); Immissionssituation im Baugebiet (E. 2b); pro-
gnostizierte Emissionen des Bauvorhabens (E. 2c).

Vorsorgliche Emissionsbegrenzung gemäss Art. 11 Abs. 2 USG, Art. 18 LRV (E. 3).

Verschärfte Emissionsbegrenzung gemäss Art. 11 Abs. 3 USG (E. 4):

- Erfordernis eines Massnahmenplans (E. 4a und b).

- Verhältnis zwischen Massnahmen- und Nutzungsplanung (E. 4c).

Regeste (fr):
Mesures de limitation des émissions dans le cadre d’une procédure d’autorisation de construire (art. 11 al. 2 et
al. 3 LPE, art. 12 LPE et 44a LPE; art. 18 OPair, art. 19 OPair et 31 ss OPair).

Principes d’appréciation: réglementation dans la LPE et l’OPair (consid. 2a); niveau des immissions dans le
secteur concerné (consid. 2b); émissions prévisibles liées au projet (consid. 2c).

Limitation préventive des émissions selon les art. 11 al. 2 LPE et 18 OPair (consid. 3).

Limitation plus sévère des émissions selon l’art. 11 al. 3 LPE (consid. 4):

- Exigence d’un plan de mesures (consid. 4a et b).

- Relation entre plan de mesures et plan d’affectation (consid. 4c).

Regesto (it):
Imposizione di misure per limitare le emissioni nell’ambito di una procedura di rilascio di una licenza edili-
zia (art. 11 cpv. 2 e cpv. 3 LPAmb, art. 12 LPAmb e art. 44a LPAmb; art. 18 OIAt, art. 19 OIAt e 31 segg. OIAt).

Basi per l’apprezzamento: regolamentazione nella LPAmb e nell’OIAt (consid. 2a); livello delle immissioni
nel settore della prevista costruzione (consid. 2b); emissioni prevedibili del progetto edilizio (consid. 2c).

Limitazione preventiva delle emissioni secondo gli art. 11 cpv. 2 LPAmb e 18 OIAt (consid. 3).

Inasprimento delle limitazioni delle emissioni giusta l’art. 11 cpv. 3 LPAmb (consid. 4):

- Esigenza di un piano dei provvedimenti (consid. 4a e b).

- Relazione tra piano dei provvedimenti e piano di utilizzazione (consid. 4c).
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Die ”Winterthur-Versicherungen” will im Zentrum Schlierens eine gemischte Überbauung errichten. Diese soll
ein Einkaufszentrum mit Restaurant und Tankstelle (ca. 7’500 m2 Bruttogeschossfläche), ein Bürogebäude (ca.
3’000 m2) und 7 Mehrfamilienhäuser mit insgesamt 83 Wohnungen umfassen. Vorgesehen sind insgesamt 422
Parkplätze: 41 oberirdisch und 381 in einer zweigeschossigen Tiefgarage. Im Genehmigungsverfahren empfahl
das Amt für technische Anlagen und Lufthygiene des Kantons Zürich (ATAL) eine Reduktion des Parkplatz-
angebots auf maximal 271 Plätze. Das Baugelände befinde sich in einer der am stärksten mit Stickoxiden
belasteten Regionen des Kantons und sei durch öffentliche Verkehrsmittel gut erschlossen. Seiner Bedarfsbe-
rechnung legte das ATAL die Wegleitung der Direktion der öffentlichen Bauten des Kantons Zürich zur
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Ermittlung des Parkplatz-Bedarfs aus dem Jahre 1990 (im folgenden: Wegleitung) zugrunde. Am 13. Juli 1996
bewilligte der Stadtrat Schlieren das Bauvorhaben. Er reduzierte die Zahl der Pflichtparkplätze von 422 auf
insgesamt 398 und genehmigte die von der Bauherrschaft beantragten 24 zusätzlichen Parkplätze nur für Solar-
und Elektromobile. Eine weitere Reduktion hielt er mangels einer gesetzlichen Grundlage nicht für möglich.
Gegen die Baubewilligung rekurrierte der Verkehrs-Club der Schweiz (VCS) an den Regierungsrat des Kantons
Zürich mit dem Antrag, die bewilligte Parkplatzzahl auf maximal 271 festzulegen und auf die Ausscheidung
von Parkplätzen für Elektromobile und Solarfahrzeuge zu verzichten. Diesen Antrag wies der Regierungsrat am
8. Mai 1996 ab. Die hiergegen erhobene Beschwerde wies das Verwaltungsgericht des Kantons Zürich am 22.
November 1996 ab. Das Gericht berücksichtigte bei seinem Entscheid den zwischenzeitlich vom Regierungsrat
revidierten Massnahmenplan Lufthygiene, der eine Parkraumbewirtschaftung vorsieht. Es war jedoch der Auf-
fassung, weder der Massnahmenplan noch die Wegleitung der Baudirektion eigneten sich als Rechtsgrundlage
für eine Verminderung der Parkfelder. Massgeblich sei vielmehr Art. 27 der geltenden Bau- und Zonenordnung
der Gemeinde Schlieren vom 16. Dezember 1985 (BZO), der nach den unbestrittenen Erwägungen des Stadtrats
mindestens 422 Abstellplätze für das Bauvorhaben verlange. Gegen das Urteil des Verwaltungsgerichts erhob
der VCS am 21. Januar 1997 Verwaltungsgerichtsbeschwerde ans Bundesgericht. Er beantragt in der Hauptsa-
che, es seien die vorinstanzlichen Entscheide aufzuheben und die bewilligte Parkplatzzahl für Motorfahrzeuge
mit Verbrennungsmotoren auf maximal 271 festzulegen. Das Bundesgericht heisst die Beschwerde gut, soweit
es auf sie eintritt.

Erwägungen

Aus den Erwägungen:

2. Streitig ist im vorliegenden Fall im wesentlichen, ob gestützt auf das Bundesumweltrecht und den kanto-
nalen Massnahmenplan Lufthygiene die Zahl der für das Bauvorhaben bewilligten Parkplätze zu reduzieren ist,
obwohl die Bau- und Zonenordnung Schlierens 422 Parkplätze verlangt und keine Reduktion aus lufthygieni-
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schen Gründen vorsieht.

BGE 124 II 272 S. 275

a) Das geplante Bauvorhaben mitsamt den unterirdischen Parkplätzen stellt eine neue stationäre Anlage im
Sinne von Art. 2 Abs. 1 lit. a und d der Luftreinhalte-Verordnung vom 16. Dezember 1985 (SR 814.318.142.1;
LRV) dar; die oberirdischen Parkplätze und Zufahrten sind Verkehrsanlagen nach Art. 2 Abs. 3 LRV. Insgesamt
stellt das Vorhaben eine einheitliche Anlage i.S.v. Art. 7 Abs. 7 des Bundesgesetzes über den Umweltschutz
vom 7. Oktober 1983 (SR 814.01; USG) dar, deren Einwirkungen gesamthaft beurteilt werden müssen (BGE
120 Ib 436 E. 2a/bb S. 442). Dabei sind alle Emissionen zu berücksichtigen, die durch die bestimmungsgemässe
Nutzung der Anlage verursacht werden (BGE 123 II 325 E. 4a/bb S. 328); hierzu zählen insbesondere die von
den Bewohnern, Beschäftigten, Besuchern und Kunden verursachten Verkehrsemissionen (BGE 120 Ib 436 E.
2a/bb S. 442). Die Emissionen sind im Rahmen der Vorsorge so weit zu begrenzen, als dies technisch und
betrieblich möglich sowie wirtschaftlich tragbar ist (Art. 11 Abs. 2 USG, Art. 18 LRV). Die Emissionsbegren-
zungen werden verschärft, wenn feststeht oder zu erwarten ist, dass die Einwirkungen unter Berücksichtigung
der bestehenden Umweltbelastung schädlich oder lästig werden (Art. 11 Abs. 3 USG). Steht fest oder ist zu
erwarten, dass übermässige Luftverunreinigungen auftreten, und werden diese nicht nur durch eine einzelne
Anlage verursacht, so erstellt die Behörde einen Plan der Massnahmen, die zur Verminderung oder Beseitigung
der übermässigen Immissionen nötig sind (Massnahmenplan; vgl. Art. 44a USG i.d.F. der USG-Revision vom
21. Dezember 1995; Art. 19 und 31 ff. LRV). b) Es ist unbestritten, dass die Immissionsgrenzwerte gemäss
Anhang 7 LRV für Stickoxide und Ozon im Bereich des Bauprojekts heute deutlich überschritten werden und
dass diese Luftbelastung in erster Linie auf den motorisierten Verkehr zurückzuführen ist. Das Bauvorhaben
befindet sich somit in einem lufthygienischen Belastungsgebiet, in dem Massnahmen zur Verminderung bzw.
Beseitigung der übermässigen Immissionen getroffen werden müssen. c) Aufgrund des UVB, einer von der
Beschwerdegegnerin in Auftrag gegebenen Verkehrsstudie und der Beurteilung des ATAL gingen Regierungs-
rat und Verwaltungsgericht davon aus, das umstrittene Projekt werde täglich etwa 2’100 Fahrzeugbewegungen
auslösen, die zu 75% auf das Einkaufszentrum entfielen. In den Abendspitzenstunden werde das Strassengeviert
Bern-, Engstringer-, Rüthi- und Friedaustrasse um insgesamt 11% und der Knoten Engstringer-/Rütistrasse um
26% stärker belastet. Der UVB
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prognostizierte für das Jahr 1997 in einem Perimeter von 10 km projektbedingte NOx-Emissionen von ins-
gesamt 9,5 t/a NOx und 1,7 t/a VOC (d.h. flüchtige organische Verbindungen, die als Vorläuferstoffe zur Ozon-
bildung beitragen) und für das Jahr 2002 von 7,7 t/a NOx und 1,5 t/a VOC. Die Emissionen stammen zu rund
einem Drittel vom Personenverkehr und zu zwei Dritteln vom Lastwagenverkehr. Während der UVB sowie die
Stellungnahme des ATAL von anlagebedingten Mehrimmissionen von 1-2 µg/m3ausgehen,nahmdasVerwaltungsgerichtan,au f grundderinderBaubewilligungeinerseitsundimLu f t−
ProgrammanderseitsvorgesehenenMassnahmenwerdesichdietatsächlicheMehrbelastungeheranderunterenGrenzederSchätzung(d.h.um1µg/m3)bewegen.DiesePrognosensindimwesentlichenunstreitig.DerBeschwerde f ührerrügtzwardieSachverhalts f eststellungendesVerwaltungsgerichts;dabeistellter jedochnichtdessentatsächlicheAnnahmenüberdieausdemPro jektresultierendenEmissioneninFrage,sondernkritisiertderenBewertungals′′durchschnittliche′′Emissionen.AuchdasBUWALhältdieBerechnungenundSchätzungendesUV Bgrundsätzlich f ürrealistisch,weistallerdingsdarau f hin,dassau f grundverschär f terAbgasvorschri f tennachdemJahr2002miteinerAbnahmederVerkehrsemissionenzurechnenseiundzudemberücksichtigtwerdenmüsse,dassbeieinemVerzichtau f KundenparkplätzeeinTeilderFahrtenandernortsimMassnahmenplangebietausge f ührtwürden.

3.GemässArt.11Abs.2USGsindEmissionenzunächstimRahmenderVorsorgesoweitzubegrenzen,alsdiestechnischundbetrieblichmöglichundwirtscha f tlichtragbarist.a)DasBundesgerichthatParkraumbeschränkungenmehr f achalsvorsorglicheMassnahmengemässArt.18LRV f ürzulässigerachtet(BGE120Ib436E.3aS.453;Bundesgerichtsentscheidvom17.Mai1995betr.GranciaE.3d,URP1995S.502;Entscheidvom20.Januar1993betr.FribourgE.5c,verö f f entlichtinURP1993S.177;vgl.auchROBERTWOLF,FührtübermässigeLu f tverschmutzungzuBaubeschränkungenundAuszonungen?URP1991S.75/76),undzwarnichtnur f üroberirdische,sondernauch f ürunterirdischeParkplätze,dienachderLegalde f initionvonArt.2Abs.3LRVansichnichtzudenVerkehrsanlagensondernzudenstationärenAnlagengehören.DiesePraxisberuhtzumeinenau f dergeboteneneinheitlichenBeurteilungeinerAnlage,zuder−
wieauchimvorliegendenFall−sowohlober−alsauchunterirdischeParkplätzegehören;zumanderenträgtsiedemUmstandRechnung,

BGE 124 II 272 S. 277

3



dassdieVerkehrsemissionennurzueinemgeringenTeilimgeschlossenenParkraumentstehenundvondortausgesammeltalsAblu f tandieUmweltabgegebenwerden,sondernüberwiegendausserhalbderAnlagedurchdenvonihrinduziertenVerkehrverursachtwerden.DieEmissionsgrenzwertevonAnhang1LRV sindau f derartigeVerkehrsemissionennichtzugeschnitten(BGE120Ib436E.2bS.442).b)AlsvorsorglicheMassnahmezurVerminderungderVerkehrsimmissionenkommthierinersterLinieeineBeschränkungdesParkraumsinBetracht,diesichalsBau−
bzw.alsVerkehrsvorschri f tau f Art.11Abs.2USGi.V.m.Art.12Abs.1lit.bundcundAbs.2stützenlässt(BGE120Ib436E.3aS.453;Bundesgerichtsentscheidvom17.Mai1995betr.Grancia,E.3e,URP1995S.503).Indurchdenö f f entlichenVerkehrguterschlossenenGebietenkanneineBeschränkungdesParkraumsdasUmsteigenau f ö f f entlicheVerkehrsmittel f ördernunddiedurchdenmotorisiertenIndividualverkehrverursachtenEmissionenverringern.AndereemissionsminderndeMassnahmensindwedervomBeschwerde f ührernochvondenkantonalenInstanzeninBetrachtgezogenworden.c)DemVorsorgeprinzip,d.h.demGebot,Einwirkungen,dieschädlichoderlästigwerdenkönnten, f rühzeitigzubegrenzen(Art.1Abs.2USG), liegtderGedankederPräventionzugrunde(H.Rausch,USG−
Kommentar,Art.1N.18).IndiesemSinneistesnichtnurzulässigsonderngeboten, imRahmenvonArt.11Abs.2USGdievorhersehbareErhöhungdesVerkehrsau f kommensimZentrumSchlierensdurchweiterepro jektierteBauvorhabenzuberücksichtigen.ImvorliegendenFallgehtausdenAktenhervor,dassbereitseineGeschä f tshausüberbauungmit510ParkplätzenanderBrand−,Engstringer−
undBernstrassebewilligtwurde;zudemisteinMcDonald′smit ′′drive−throughwindow′′anderFriedaustrassegeplantundeswirdmitderEntstehungvonca.4′000neuenParkplätzenimbenachbartenIndustriegebietBrand−
Reitmen−Münchwiesengerechnet.VorsorglicheMassnahmenzurBegrenzungderVerkehrsemissionendrängensichindieserSituationau f ,zumaldieSchadsto f f belastungohnehinschondieSchädlichkeitsgrenzeüberschreitet.d)AllerdingsmüssenvorsorglicheMassnahmentechnischundbetrieblichmöglichundwirtscha f tlichtragbarsein(Art.11Abs.2USG),wobeiau f einenmittlerenundwirtscha f tlichgesundenBetriebderentsprechendenKategorievonEinkau f szentrenabzustellenist(Art.4Abs.3LRV ).WederdieGemeindenochder
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RegierungsratnochdasVerwaltungsgerichthabendiewirtscha f tlicheZumutbarkeiteinerweiterenEinschränkungdesParkplatzangebotsgeprü f t.aa)DieBeschwerdegegnerinbehauptet,ohnedieRealisierungallerbewilligterParkplätzeseidasEinkau f szentrumnichtmehrrentabelundkönnedasbewilligteBaupro jektnichtrealisiertwerden.SchondiebisherbewilligteParkplatzzahlliegeanderabsolutunterstenGrenze;dieshabeder′′Ausstieg′′desbisherigenHauptmietersCoopgezeigt,dervertraglichknapp300Parkplätzeallein f ürdasEinkau f szentrumverlangthabe.bb)FürdieZumutbarkeiteinerweiterenParkraumbeschränkungsprichtallerdingsdievonderDirektionderö f f entlichenBautendesKantonsZürichherausgegebenekantonaleWegleitung1990zurErmittlungdesParkplatzbedar f s.AuchwennessichhierbeinichtumeineunmittelbaranwendbareNorm,sondernumeineHil f estellungandieGemeindenzurAusarbeitungkommunalerParkplatzverordnungennachgleichenGrundsätzenhandelt, istsieimmerhinalssachverständigeStellungnahmezumParkplatzbedar f zubetrachtenundalssolchezuberücksichtigen.NachderWegleitungwirdzunächst,unterBerücksichtigungvonAusnützungundNutzweisedesGrundstücks,derNormbedar f anAbstell plätzenberechnet,d.h.dieZahlvonPlätzen,dienotwendigwäre,wenndieVerkehrsbedür f nisseeinesOb jektsausschliesslichmit privatenVerkehrsmittelnbe f riedigtwerdenmüssten.AnschliessendwerdendieBedar f swertereduziertunterBerücksichtigungderErschliessungsqualitätdurchdenö f f entlichenVerkehrunddieSchadsto f f belastungderLu f t.(BerechnungderBedar f swertenachderWegleitung...)
GemässderWegleitungergibtsichsomiteinewesentlichniedrigereAnzahlvonParkplätzenalsdievonderGemeindebewilligten398(bzw.422),undzwarselbstdann,wennnurdie f ürdieErschliessungdurchdenö f f entlichenVerkehrgeboteneReduktionberücksichtigtwirdundnichtdielu f thygienischeReduktion(diemöglicherweisebereitseineverschär f teEmissionsbegrenzungdarstellt).DiesistzumindesteinIndizda f ür,dasseineweitereReduktionderParkplatzzahlzumutbarwäre,enthältdochdieWegleitungeindenGemeindenzurNachahmungemp f ohlenes,vonderBaudirektionalsallgemeinzumutbarbetrachtetesModellzurBerechnungdesParkplatzbedar f s.cc)DieseFragekann jedocho f f engelassenwerden,wenndieParkplatzreduktionalsverschär f teEmissionsbegrenzungau f Art.11Abs.3i.V.m.Art.12Abs.1lit.bundcundAbs.2USGgestützt
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unddamitunabhängigvonderwirtscha f tlichenZumutbarkeitangeordnetwerdenkann.

4.a)WirddieübermässigeLu f tbelastung−wieimvorliegendenFall−voneinerVielzahlvonAnlagenzusammenverursacht,erstelltdieBehördeeinenPlanderMassnahmen,diezurVerhinderungoderBeseitigungderübermässigenImmissionennötigsind(Art.44aUSG;Art.31LRVi.d.F.derÄnderungvom15.Dezember1997[AS1998S.223 f .];entsprichtArt.31Abs.1LRVa.F.).DerMassnahmenplangibtdieQuellenvonEmissionen,die f ürdieEntstehungderübermässigenImmissionenverantwortlichsind,undihreBedeutung f ürdieGesamtbelastungan,dieMassnahmenzurVerhinderungoderBeseitigungderübermässigenImmissionensowiedenBeitrag,welchendieeinzelnenMassnahmendazuleisten(Art.32Abs.1lit.a−
dLRV n.F.;entsprichtArt.31Abs.2LRVa.F.).AusdiesenBestimmungensowiedenPrinzipienderKoordinationundderLastengleichheithatdasBundesgerichtge f olgert,dassverschär f teEmissionsbegrenzungengrundsätzlichnichtisoliertanzuordnen,sonderndurchdenMassnahmenplanzukoordinierensind(vgl.BGE119Ib480E.5aundbS.484 f f .;BGE118Ib26E.5d−
f S.34 f f .).VondiesemGrundsatzlässtdieRechtsprechungallerdingsAusnahmenzu,z.B.beianerkannterweiseunzureichenderMassnahmenplanung(BGE119Ib480E.7aS.490oben).ImEntscheidvom17.Mai1995betr.GranciazogdasBundesgerichtisolierteMassnahmenauchbeiNeuanlagenmitüberdurchschnittlichen(abernichtübermässigen)EmissioneninErwägung;es f olgerte,dasseserstrechtzulässigsei,dieimMassnahmenplanvorgesehenenMassnahmendirekt,gestütztau f Art.11Abs.3und12USG,anzuwenden,undzwarauchdann,wennderMassnahmenplankeinedetailliertenAngabenenthältunddiekommunalePlanungnochnichtandenMassnahmenplanangepasstwordenist(E.4bundd,URP1995S.505undS.506 f .).InderLiteraturwerdenverschär f teEmissionsbegrenzungenausserhalbderMassnahmenplanungz.T.nochweitergehend f ürzulässigerachtet(vgl.z.B.RETOJACOBS,Lastengleichheit−
einsinnvollesPrinzipbeiderAnordnungverschär f terEmissionsbegrenzungen?URP1994S.341 f f ., insbes.S.350 f f . :
beiNeuanlagengenerell;di f f erenzierendALEXANDERZÜRCHER,DievorsorglicheEmissionsbegrenzungnachdemUmweltschutzgesetz,Diss.Basel1995,S.101 f f .).SindvoneinereinzelnenAnlagesoerheblicheEmissionenzuerwarten,dassdadurcheineer f orderlicheErgänzungderMassnahmenplanungprä judiziertwürde,dar f dieBaubewilligung f ürdieneueAnlageersterteiltwerden,wenndie
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vomMassnahmenplan f ürdasumstrittenePro jektvorgesehenenMassnahmenerlassenundsoweitnötigumgesetztwordensind(BGE119Ib480E.5eS.487;UrteildesBundesgerichtsvom1.Dezember1995betr.Solothurn,URP1996E.4dS.218;zuletztBGE123II337E.4bS.346 f f .).b)ImvorliegendenFallistderkantonaleMassnahmenplanLu f thygieneinseineram19.Juni1996revidiertenFassung(′′Lu f t programm1996′′)anwendbar,denbereitsdasVerwaltungsgerichtseinemEntscheidzugrundegelegthatundau f densichbeideParteiensowiedasBUWALstützen.DieserPlanwurdenachderBewilligungdesumstrittenenPro jektserlassen,sodassanzunehmenist,dasserdieses(sowieweitereimZentrumSchlierensgeplanteBauvorhaben)bereitsberücksichtigt.DienochimRekursver f ahrenvordemRegierungsratstreitigeFrageeinerPrä judizierungderRevisiondesMassnahmenplansstelltsichdahervorBundesgerichtnichtmehrindieserForm :
FraglichistinersterLinie,obau f derGrundlagedesMassnahmenplans1996eineweitergehendeReduktionderParkplatzzahlanzuordnenist.Nurwenndieszuverneinenwäre,müssteau f dieFrageeingegangenwerden,obeinesolcheMassnahmeauchohneMassnahmenplangetro f f enwerdenkannbzw.obder jetztgeltendeMassnahmenplanergänztunddieBaubewilligungbisdahinverweigertwerdenmüssen.c)VonderFrage,obeineemissionsminderndeMassnahmeisoliertodernurgestütztau f einenMassnahmenplanangeordnetwerdendar f , istdieFragenachdemVerhältniszwischenMassnahmenplanundNutzungsplanungzuunterscheiden.aa)GrundsätzlichstelltArt.11Abs.3einegesetzlicheGrundlage f ürdieAnordnungderimMassnahmenplanenthaltenenMassnahmendar,so f ernessichumEmissionsbegrenzungenimSinnevonArt.12USGhandelt;eineweiterekantonaleoderkommunaleRechtsgrundlageistdahernichtunbedingter f orderlich.HiervongehtauchArt.44aAbs.2USGi.d.F.derUSG−
Revisionvom21.Dezember1995(inKra f tseit1.Juli1997)aus,wonachdieMassnahmenpläneMassnahmenunterscheiden,dieunmittelbarangeordnetwerdenkönnen,undsolche, f ürwelchedierechtlichenGrundlagennochzuscha f f ensind.AllerdingskanningewissenFälleneinerechtssatzmässigeFestlegunggebotensein,z.B.ausGründenderRechtssicherheitundderRechtsgleichheit(zurvergleichbarenProblematikbeivorsorglichenEmissionsbegrenzungenvgl.ALEXANDERZÜRCHER,a.a.O.,S.346 f f .).
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bb)Diestri f f tnachderbundesgerichtlichenRechtsprechunginsbesonderedannzu,wennderMassnahmenplaneineEinschränkungderBautätigkeitinlu f tbelastetenGebietenvorsiehtunddamitinWiderspruchzurgeltendenZonenplanungtritt.GrundsätzlichistinsolchenFällendieBau−
undZonenordnungindemda f ürvorgesehenenVer f ahrenandenMassnahmenplananzupassen;vorderPlanänderungkönnenzonenkon f ormeBaupro jekte,vondenen f ürsichalleingenommenblossdurchschnittlicheEmissionenausgehen,grundsätzlichnichtunterHinweisau f eineübermässigeGesamtbelastungderLu f tabgelehntwerden(BGE118Ib26E.5eS.36;BGE119Ib480E.5cunddS.485 f f .;BGE120Ib436E.2c/ccS.446).DieseRechtsprechungberuhtzumeinenau f denbereits f ürdenMassnahmenplangrundlegendenPrinzipienderKoordinationundderLastengleichheit(BGE119Ib480E.7aS.489) :
DievomMassnahmenplanvorgesehenenemissionsminderndenMassnahmensollen,soweitsieeineBeschränkungderBautätigkeiter f ordern,mitdenAnliegenderRaumplanungkoordiniertunddieLastengleichheitzwischenallenBauvorhabeneinerZonegewährleistetwerden.Zumanderenlie f eesderRechtssicherheitzuwider,ohneAbänderungdesZonenplansMassnahmenanzuordnen,welchedieErrichtungansichzonenkon f ormerBautenverhindernoder jeden f allsweitgehendbeschränkenunddamitden f ormellnochbestehendenZonenplanaushöhlenodersogargegenstandslosmachenwürden.cc)Gestütztau f dieseRechtsprechunghieltdasVerwaltungsgerichtdieAnordnungeinerweitergehendenParkplatzbeschränkungvorÄnderungderkommunalenBau−
undZonenordnung f ürunzulässig,weilessichbeimumstrittenenPro jektumeinezonenkon f ormeAnlagemitzwarerheblichen,nichtaberüberdurchschnittlichenEmissionenhandle.DemgegenübervertrittderBeschwerde f ührerdieAu f f assung,diezuerwartendenVerkehrsemissionenseienüberdurchschnittlich,weshalbdieParkplatzbeschränkungunmittelbargestütztau f Art.11Abs.3undArt.12USGangeordnetwerdenkönne.BeideSeitenstützensichimwesentlichenau f denBundesgerichtsentscheidvom17.Mai1995betr.Granciaundheben−
jenachStand punkt−dieÄhnlichkeitenbzw.Unterschiede jenesSachverhaltsmitdemhiervorliegendenhervor(GrössedesEinkau f szentrums,ZahlderParkplätze, prozentualebzw.absoluteZunahmederLu f tbelastungau f grunddesPro jekts,Verkehrserschliessung,PrognosederLu f tbelastung f ürdasJahr2010usw.).dd)ZunächststelltsichdieFrage,obeineReduktionderzulässigenParkplatzzahlenüberhaupteinemitdemZonenplanunvereinbare

4



BGE 124 II 272 S. 282

EinschränkungderBautätigkeitimSinnederzitiertenbundesgerichtlichenRechtsprechungdarstellt : AndersalsindenFällenHerisau(BGE118Ib26)undSchwerzenbach(BGE119Ib480)wirdimvorliegendenFalldieÜberbauungdesGrundstücksnichtgrundsätzlichinFragegestellt,sondernlediglicheineVerminderungderParkplatzzahlverlangt.EsliessesichdieAu f f assungvertreten,derartigeBeschränkungenseienimBaubewilligungsver f ahrenohnevorgängigeAbänderungderNutzungsplanungmöglich,solangedadurchBauten,dieimRahmenderzonenkon f ormenNutzungals′′normale′′bzw.durchschnittlicheVerschmutzungsquellenzubetrachtensind,nichtvölligverunmöglichtwerdenunddieGrundsätzederRechtsgleichheit,derKoordinationundderVerhältnismässigkeitbeachtetwerden(soR.WOLF,a.a.O.,S.80 f .;vgl.auchA.ZÜRCHER,a.a.O.,S.103).AllerdingsistimvorliegendenFallzwischendenParteienstreitig,obeineweitereParkplatzreduktionmöglichist,ohnedasBauvorhabeninsgesamtzuge f ährden(vgl.oben,E.3d).DieangesprochenenFragenkönnen jedocho f f enbleiben,wennessichimvorliegendenFallumeineBautemitüberdurchschnittlichenEmissionenimSinnederobenzitiertenbundesgerichtlichenRechtsprechunghandelt.ee)DieAbgrenzungzwischendurchschnittlichenundüberdurchschnittlichenEmissionenkannnichtabstraktnachabsolutenZahlenoderProzentengetro f f enwerden,sondernnurmitBlickau f diebetre f f endeNutzungszone :
GehenvoneinerAnlagelediglichdieEmissionenaus,dietypischerweisemitAnlagendieserZoneverbundensind,er f orderndieGrundsätzederKoordination,derLastengleichheitundderRechtssicherheiti.d.R.dieÄnderungdesZonenplans(z.B.ÄnderungderzulässigenNutzung,HerabsetzungderGrundstücksausnützung, imExtrem f allsogarAuszonung).HandeltessichdagegenumeinVorhaben,dessenEmissionenüberden′′Zonendurchschnitt ′′hinausgehen,wirdwederdasRechtsgleichheitsgebotnochdiePlanbeständigkeitinFragegestellt,wennspeziell f ürdiesesVorhabenemissionsminderndeMassnahmenimBaubewilligungsver f ahrenangeordnetwerden.Geschiehtdiesau f derGrundlagedesMassnahmenplans, istgleichzeitigdieKoordinationderMassnahmenunddieLastengleichheitunterEmittentenvergleichbarerGrössegewährleistet.EinevorgängigeAnpassungdesZonenplansistnursinnvollundgeboten,wenndieEinschränkungau f eineAbänderungdesZonenregimeshinausläu f t,z.B.weilsiealleBauteneinerZonebetri f f todergewisseNutzungsartenvonvornhereinausschliesst.DagegenwerdenMassnahmen,dienurbei

BGE 124 II 272 S. 283

ganzbestimmtenAnlagener f orderlichsindundau f diesezugeschnittensind,häu f igsodetailliertundspeziellsein,dasssiesich f üreineAu f nahmeindenZonenplanohnehinnichteignen. f f )DasstreitigePro jektliegtineinerZentrumszone, inderWohnbauten,Handels−
undDienstleistungsbetriebe,VerwaltungensowiemässigstörendeGewerbebetriebeeingerichtetwerdendür f en(§51desZürcherGesetzesüberdieRaumplanungunddasö f f entlicheBaurechtvom7.September1975;PBG),d.h.BautenmitsehrunterschiedlicherEmissionswirkung.DieEmissioneneinesEinkau f szentrumsdervorliegendenGrösseliegen jeden f allsüberdemzonenüblichenDurchschnitt :
DerartigeVorhabenweiseneinenbedeutendhöherenBesucherverkehrau f alsandereBautenundinduzierenerheblichmehrVerkehralsz.B.Verwaltungs−
oderBürogebäude.AusdiesemGrundsindEinkau f szentrenabeinergewissenGrösseauchUV P− p f lichtig(vgl.Zi f f .80.5derVerordnungüberdieUmweltverträglichkeitsprü f ungvom19.Oktober1988[SR814.011;UV PV ]−
abeinerVerkau f s f lächevon5′000m2)undunterliegenineinigenKantonenderQuartierplanp f licht(vgl.z.B.Art.47lit.m,Loisurl′amnagementduterritoireetlesconstructionsdesKantonsWaadtvom4.Dezember1985[abeinerVerkau f s f lächevon2′000m2])oderbesonderenAn f orderungenimHinblickau f ihreUmweltverträglichkeit(vgl.z.B.Art.69i.V.m.Art.68lit.b,Leggecantonalediapplicazionedellalegge f ederalesullapiani f icazionedelterritoriodesKantonsTessinvom23.Mai1990[abeinerVerkau f s f lächevon1′000m2]).d)HandeltessichsomitumeinBauvorhabenmitüberdurchschnittlichenEmissionen,könnenemissionsminderndeMassnahmenimBaubewilligungsver f ahren,gestütztunmittelbarau f denMassnahmenplanunddasUSG,angeordnetwerden,ohnedieAnpassungderBZOSchlierensandasLu f t programm1996abwartenzumüssen.

5.Voraussetzungistallerdings,dassderMassnahmenplaneinederartigeMassnahmevorsieht.Diesistim f olgendennäherzuprü f en.a)DerkantonaleMassnahmenplanLu f thygieneinseineram19.Juni1996revidiertenFassung(′′Lu f t programm1996′′)enthältimTeil plan′′Personen−
undGüterverkehr′′,MassnahmenblattPV 2,AussagenzurParkraumbewirtscha f tungalsMassnahmezurVerringerungderVerkehrsemissionen.DanachsollenParkplätzenurnochsoweitverlangtundzugelassenwerden,wiediesdieKapazitätendesStrassensystemsermöglichen.IndenAgglomerationen, indenendie
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Strassenkapazitätenteilweisebaldausgeschöp f tsindunddieLu f tübermässigmitSchadsto f f belastetist,sollendurchHerabsetzungderminimalenP f licht parkplatzzahlundFestsetzungeinesMaximumsbeiNeubautenwenigerParkplätzegebautwerden.FürdieAgglomerationZürichundWinterthursollenregionaleBegrenzungenderGesamt parkplatzzahlen f estgelegtwerden.AlsMassnahmewirdu.a.dieÜberarbeitungderWegleitungderBaudirektionzurErmittlungdesParkplatzbedar f sbisAn f ang1997genannt;dieStädteZürichundWinterthursowiedieAgglomerationsgemeindenwerdenverp f lichtet, ihrekommunalenErlassezurRegelungderZahlderAbstell plätzebisEnde1999andieüberarbeiteteWegleitungderBaudirektionanzupassen.Gemeinden,welcheihreRegelungbereitsderWegleitungvomJuni1990angepassthaben,wirddieseFristbisEnde2002erstreckt.BisEnde1997solleinAntragzurErgänzungdesRicht plansdurchregionaleBegrenzungenderGesamt parkplatzzahlenindenAgglomerationenZürichundWinterthurvorgelegtwerden.DerMassnahmenplangehtdavonaus,dassdiePW −
FahrteninderAgglomerationunddenStädtenZürichundWinterthurdurchdieParkraumbewirtscha f tungum10%reduziertwerdenkönnenundrechnetmiteinerEmissionsreduktion f ürStickoxidevon170t/aimJahr2000undvon je130t/aindenJahren2005und2010; f ürVOCwirddieEmissionsreduktionau f 50t/aimJahr2000und je30t/aindenJahren2005und2010geschätzt.b)ImZeit punktdesverwaltungsgerichtlichenEntscheids f ehltenallerdingskonkreteAussagendesMassnahmenplanszurParkplatzzahl :
DiedenGemeindenangesetzteFrist f ürdieEinreichungvonVernehmlassungenzumEntwur f der′′WeisungzurRegelungdesParkplatzbedar f sinkommunalenErlassen′′isterstEndeJuni1997abgelau f en;zudemistnachAussagederDirektionderö f f entlichenBautenangesichtsderdenZürcherGemeindenbeiderErstellungvonParkplatzreglementenzustehendenAutonomienochunklar, inwieweitdieWeisungderBaudirektion f ürdieGemeindenverbindlicheWirkunghabenwird.
ImmerhinhättedieMöglichkeitbestanden,biszurÜberarbeitungderkantonalenWegleitungmindestensdieEinhaltungderMaximalzahlendergeltendenWegleitungvomJuni1990zuverlangen.Au f dieserberuhtdennauchdievondemBeschwerde f ührerbzw.demATALverlangteBeschränkungderParkplatzzahl.DieWegleitung1990warzwarnicht f ormellBestandteildesZürcherMassnahmenplans,wurdeaberimZusammenhangmitdiesemerarbeitetunderlassenundwirdimrevidiertenMassnahmenplan1996ausdrücklich
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alsMassnahmederParkraumbewirtscha f tungzurVerminderungderLu f tbelastungerwähnt.DieWegleitungist−
zumindestwasdieBerücksichtigungderErschliessungmitö f f entlichenVerkehrsmittelnangeht−hinreichendbestimmt,umunmittelbarangewandtwerdenzukönnenundumeinerechtsgleicheBehandlungderBetro f f enenzugewährleisten.c)Voraussetzungwäreallerdings,dassderMassnahmenplaneinesolcheunmittelbareAnwendungzulässt.GemässArt.44aAbs.2USGi.d.F.derUSG−
Revisionvom21.Dezember1995unterscheidetderMassnahmenplandie jenigenMassnahmen,welcheunmittelbarangeordnetwerdenkönnen,undsolche, f ürwelchedierechtlichenGrundlagennochzuscha f f ensind.DieseBestimmungistam1.Juli1997inKra f tgetreten,alsonachErlassdesLu f t programms1996.Siebringt jedocheinenschonvorhergeltendenallgemeinenGrundsatzzumAusdruck :
EsistgrundsätzlichSachedesMassnahmenplans,die f ürdieVerbesserungderLu f tqualitäter f orderlichenMassnahmenauszuwählen,ArtundWeiseihresVollzugszubestimmenunddenRealisierungszeitraum f estzulegen(so jetztauchArt.32Abs.1lit.e−
gLRVi.d.F.vom15.Dezember1997);dazugehörtauchdieEntscheidung,obsolcheMassnahmenunmittelbardurchEinzelver f ügungodererstau f grundkantonaleroderkommunalerVerordnungenbzw.Zonenreglementenanzuordnensind.ImvorliegendenFallverweistdasMassnahmenblattPV 2inersterLinieau f dieUmsetzungdurchAbänderungderkommunalenErlassezurRegelungderZahlderAbstell plätzeundsetztdenGemeindenhier f ürFristenbisEnde1999bzw.Ende2002.AndererseitswirdinderRubrik′′Rechtslage/Zuständigkeit/HinweisezurRealisierung′′nebenderUmsetzungbeiderRevisionkommunalerBauordnungenund/oderParkierungsverordnungenauchdieUmsetzungimBaubewilligungsver f ahrengenannt.Daraus f olgt,dassderMassnahmenplaneineunmittelbareUmsetzungimBaubewilligungsver f ahren jeden f allsbeiVorhabenmitüberdurchschnittlichenEmissionennichtvonvornhereinausschliesst.DieseAuslegungwirddurchdieZielebzw.PrognosendesMassnahmenplansbestätigt :
DasLu f t programm1996prognostiziertbereits f ürdasJahr2000erheblicheReduktionenderNOx−undVOC−Emissionenau f grundderParkraumbewirtscha f tung,zueinemZeit punktalso, inwelchemdieAnpassungs f rist f ürdieGemeindengeradeerstabgelau f enseinwird.d)AllerdingsbestehtbeiderAnwendungdeskantonalenMassnahmenplanseinErmessensspielraumderkantonalenBehörden,den
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dasBundesgerichtrespektierenmuss.EsliegtinihremErmessenzubestimmen,obsichimvorliegendenFalldieunmittelbareAnwendungderkantonalenWegleitungimBaubewilligungsver f ahrenrecht f ertigtundinwieweitdieseeineBeschränkungdesParkraumsverlangt.DasBundesgerichtkanndahernichtselbstgestütztau f denkantonalenMassnahmenplan(bzw.dieWegleitung1990)eineBeschränkungderParkplatzzahlanordnen,sondernlediglichprü f en,obdiekantonalenBehördenihrErmessenunter−
oderüberschrittenodermissbrauchthaben.Eserscheint f raglich,obeingänzlicherVerzichtau f Parkplatzbeschränkungenauch f ürBauvorhabenmitüberdurchschnittlichenEmissionenbiszumAblau f derdenGemeindeneingeräumtenUmsetzungs f ristenermessens f ehler f reiwäre :
MüsstenbiszumJahr2000(undsogarnochdarüberhinaus)VorhabenmithoherParkplatzzahlau f derGrundlagedergeltendenkommunalenReglementebewilligtwerden,könntedasParkraumangebotnochmassiverhöhtwerdenunddamitdievomMassnahmenplanvorgeseheneParkraumbewirtscha f tungprä judiziertwerden.DienachträglicheAnordnungvonParkplatzbeschränkungen f ürbereitserrichteteBautenistimMassnahmenplannichtvorgesehen;siewürdeaucheinenvielschwererenEingri f f bedeutenalsBeschränkungenimBaubewilligungsstadium(z.B.wenneinPro jektmitgeringererParkplatzzahlnichtmehrrentabelistoderandershättegeplantundausge f ührtwerdenmüssen).AuchwenneineReduzierungdesParkraumsnureinenTeilderAuto f ahrerzumUmsteigenau f ö f f entlicheVerkehrsmittelbewegt,währendeingewisserAnteilderFahrtenandernortsimMassnahmenplangebietan f ällt,handeltessichdochumeinederwenigenMassnahmen,diedenGemeindenzurReduzierungderLu f tbelastungau f ihremGebietzurVer f ügungstehen;dieParkraumbewirtscha f tungwirddennauchvomMassnahmenplanalswichtigerBeitragderGemeindenundStädtezurReduzierungderStick−
oxidbelastungbeurteilt.GemässArt.33Abs.1LRV n.F.(entsprichtArt.31Abs.3LRVa.F.)sinddieimMassnahmenplanangegebenenMassnahmeninderRegelinnert f ün f Jahrenzuverwirklichen.OhneunmittelbareAnwendungderkantonalenWegleitungzumindestbeiVorhabenmitüberdurchschnittlichenEmissionenwürdedieParkraumbewirtscha f tungerstimJahr2000odersogarnochspäterzugrei f enbeginnen;dasvomMassnahmenplanvorgegebeneZieleinerNOx−
Reduktionvon170t/aundeinerVOC−Reduktionvon50t/abereitsimJahr2000liessesichkaumrealisieren.SchliesslicherscheintesunterdemGesichtspunktderLastengleichheit problematisch,
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abdemJahr2000(bzw.2002)einschneidendeBeschränkungendesParkplatzangebots f üralleNeubautenvorzuschreiben,bisdahinaberdieErrichtungvonParkplätzenselbst f ürBauvorhabenmitüberdurchschnittlichenEmissionenau f derGrundlagedergeltendenkommunalenReglementezuzulassen,ohneeinenachträglicheAnpassungandierevidierteWegleitungvorzusehen(vgl.BGE119Ib480E.5bS.485).DenBedenkenderBaudirektion,eineunmittelbareAnwendungderkantonalenWegleitungkönnedieGemeindeautonomieverletzen, lässtsichdurchdieAnerkennungeinesgewissenSpielraumsderGemeindebehördenbeiderUmsetzungderWegleitungimBaubewilligungsver f ahrenRechnungtragen.DieFragebraucht jedochnichtabschliessendentschiedenzuwerden.BisherhabennämlichdiekantonalenBehördendasihnendurchArt.11Abs.3USGi.V.m.Art.31 f f .LRVunddemkantonalenMassnahmenplaneingeräumteErmessenüberhauptnichtausgeübt,sondern f ühltensichzuUnrechtandieinArt.27BZOenthaltenenMindest−
Parkplatzzahlengebunden;damithabensieBundesrechtverletzt.
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